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B R E M I S C H E  B Ü R G E R S C H A F T  Drucksache 20 / 58 S 
Stadtbürgerschaft 05.11.18  
20. Wahlperiode  

Mitteilung des Senats vom 5. November 2019 

Bebauungsplan 2430 für ein Gebiet in Bremen-Neustadt zwischen Buntentorsdeich, 
beiderseits Am Dammacker und der Grünverbindung zum Werdersee 
(Bearbeitungsstand: 16. Juli 2019) 

Als Grundlage der städtebaulichen Ordnung für das oben näher bezeichnete 
Gebiet wird der Bebauungsplan 2430 (Bearbeitungsstand: 16. Juli 2019) vorge-
legt. 

Die städtische Deputation für Mobilität, Bau und Stadtentwicklung hat hierzu 
am 12. September 2019 den als Anlage beigefügten Bericht erstattet. 

Der Bericht der städtischen Deputation für Mobilität, Bau und Stadtentwick-
lung wird der Stadtbürgerschaft hiermit vorgelegt. 

Der Senat schließt sich dem Bericht der städtischen Deputation für Mobilität, 
Bau und Stadtentwicklung an und bittet die Stadtbürgerschaft, den Bebau-
ungsplan 2430 zu beschließen. 

 

Bericht der Deputation für Mobilität, Bau und Stadtentwicklung 

Bebauungsplan 2430 für ein Gebiet in Bremen-Neustadt zwischen Buntentors-
deich, beiderseits Am Dammacker und der Grünverbindung zum Werdersee 
(Bearbeitungsstand: 16. Juli 2019) 

 

Die städtische Deputation für Mobilität, Bau und Stadtentwicklung legt den Be-
bauungsplan 2430 (Bearbeitungsstand: 16. Juli 2019) und die entsprechende 
Begründung vor. 

A. Verfahren nach dem Baugesetzbuch (BauGB) 

1. Planaufstellungsbeschluss 

Die städtische Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwick-
lung, Energie und Landwirtschaft hat am 23. August 2018 beschlos-
sen, den Bebauungsplan 2430 gemäß § 13a BauGB aufzustellen. 
Dieser Beschluss ist am 8. September 2018 öffentlich bekannt gemacht 
worden. 

Bei dem Bebauungsplan 2430 handelt es sich um einen Plan der In-
nenentwicklung (§ 13a Absatz 1 Nummer 1 BauGB). Die Vorausset-
zungen nach § 13a Absatz 1 BauGB für ein „beschleunigtes Ver-
fahren“ liegen vor. 

Die Belange des Umweltschutzes nach § 1 Absatz 6 Nummer 7 BauGB 
und nach § 1a BauGB sind in diesem Bebauungsplanverfahren bewer-
tet und berücksichtigt worden. 
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2. Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Absatz 1 BauGB 

Zum Bebauungsplan 2430 ist am 10. März 2015 vom Ortsamt Neu-
stadt/Woltmershausen eine frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit 
an der Bauleitplanung in einer öffentlichen Einwohnerversammlung 
durchgeführt worden. 

Das Ergebnis dieser Beteiligung ist von der städtischen Deputation für 
Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirt-
schaft vor Beschluss der öffentlichen Auslegung behandelt worden. 

3. Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentli-
cher Belange nach § 4 Absatz 1 BauGB 

Im Rahmen des Verfahrens zur Aufstellung des Bebauungsplans 2430 
ist die frühzeitige Behördenbeteiligung nach § 4 Absatz 1 BauGB am 
18. November 2014 durchgeführt worden. Das Ergebnis dieser Betei-
ligung ist in die Planung eingeflossen. 

4. Öffentliche Auslegung nach § 3 Absatz 2 BauGB und gleichzeitige Be-
teiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
nach § 4 BauGB 

Die öffentliche Auslegung gemäß § 3 Absatz 2 BauGB und die Anhö-
rung der zuständigen Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be-
lange einschließlich des Beirates Neustadt/Woltmershausen gemäß § 
4 Absatz 2 BauGB sind für den Bebauungsplan 2430 gleichzeitig 
durchgeführt worden (§ 13a Absatz 2 Nummer 1 BauGB in Verbin-
dung mit § 4a Absatz 2 BauGB). 

Die städtische Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwick-
lung, Energie und Landwirtschaft hat am 23. August 2018 beschlos-
sen, den Entwurf zum Bebauungsplan 2430 mit Begründung öffentlich 
auszulegen.  

Der Planentwurf mit Begründung hat vom 18. September 2018 bis 18. 
Oktober 2018 gemäß § 3 Absatz 2 BauGB beim Senator für Umwelt, 
Bau und Verkehr öffentlich ausgelegen. Zugleich hat Gelegenheit be-
standen, vom Entwurf des Planes mit Begründung im Ortsamt Neu-
stadt/Woltmershausen Kenntnis zu nehmen.  

Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind über die 
öffentliche Auslegung gemäß § 3 Absatz 2 BauGB unterrichtet wor-
den. 

5. Ergebnis der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentli-
cher Belange  

5.1  Stellungnahme des Beirats 

Der Beirat Neustadt hat in seiner Sitzung am 17. November 2018 
folgenden Beschluss gefasst: 

„Der Beirat nimmt zum Entwurf des Bebauungsplanes 2430 für 
das Gebiet zwischen Buntentorsdeich, beiderseits Am Damm-
acker und der Grünverbindung zum Werdersee (Bearbeitungs-
stand 2. August 2018) wie folgt Stellung: 

1. Die südwestliche Baugrenze des nordöstlichen Baufensters 
soll – entsprechend der rot eingefügten Linie in der nachfol-
genden Skizze – so weit in nordöstliche Richtung verschoben 
werden, dass ausreichend große Südgärten ermöglicht wer-
den. 
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2. Zur Einfriedigung der Grundstücke sollte folgende Festset-
zung aufgenommen werden: 

Einfriedigungen von Baugrundstücken sind nur als Hecken 
aus standortgerechten heimischen Gehölzen zulässig. Zäune 
sind nur zulässig in Verbindung mit Hecken und müssen von 
diesen zu den öffentlichen Verkehrsflächen hin verdeckt 
sein (§ 85 Bremische Landesbauordnung)." 

Die städtische Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwick-
lung, Energie und Landwirtschaft hat dazu folgende Stellungnahme 
abgegeben: 

Der Vorschlag bezüglich der Einfriedigung der Baugrundstücke wird 
als Textliche Festsetzung Nummer 9. übernommen. 

Die Forderung nach einer erweiterten Vorgartenzone (Zurückverle-
gung der Baugrenze) wird nicht übernommen. Drei Meter nicht be-
baubare Fläche werden als ausreichende Tiefe für gut wahrnehmbare 
Vorgärten angesehen. 

Die städtische Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwick-
lung, Energie und Landwirtschaft hat empfohlen, der Stellungnahme 
insofern zu folgen, als dass die Textliche Festsetzung übernommen 
wird. Im Übrigen soll der Stellungnahme nicht gefolgt werden. 

5.2 Einige Behörden und Träger öffentlicher Belange haben Hin-
weise vorgetragen, die zu redaktionellen Anpassungen/Ergän-
zungen des Planentwurfs und der Begründung geführt haben. 
Auf den Gliederungspunkt 7. dieses Berichts wird verwiesen. 
Nach Klärung bestimmter Fragen haben die übrigen Behörden 
und sonstigen Träger öffentlicher Belange gegen die Planung 
keine Einwendungen erhoben. 

6. Ergebnis der Öffentlichkeitsbeteiligung/ersten öffentlichen Ausle-
gung 

Anlässlich der ersten öffentlichen Auslegung sind keine Stellungnah-
men aus der Öffentlichkeit eingegangen. 

7. Änderungen beziehungsweise Ergänzungen des Planentwurfes und 
der Begründung nach der öffentlichen Auslegung 

Nach der öffentlichen Auslegung und der gleichzeitig durchgeführten 
Behördenbeteiligung sind der Planentwurf und die Begründung über-
arbeitet und ergänzt worden. 
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7.1 Änderungen beziehungsweise Ergänzungen des Planentwurfes 

Der Planentwurf ist infolge von Hinweisen im Rahmen der Behör-
denbeteiligung wie folgt geändert beziehungsweise angepasst 
worden: 

• Die Textliche Festsetzung Nummer 7. wurde im Hinblick auf 
Schallschutzmaßnahmen zur Minderung des Straßenver-
kehrs- und des Gewerbelärms geändert. 

• Die Textliche Festsetzung Nummer 9. hinsichtlich der Einfrie-
digung von Baugrundstücken wurde neu aufgenommen. 

• Hinsichtlich der Zustimmung beziehungsweise Genehmi-
gung der Luftfahrtbehörde wurde eine „Nachrichtliche Über-
nahme“ eingefügt. 

• Unter „Kenntlichmachung“ wurde der Absatz bezüglich der 
Fläche (B) gestrichen, da die Fläche zwischenzeitlich saniert 
wurde und der Absatz bezüglich der Fläche (D) wurde er-
gänzt. 

• In der Planzeichnung wurde die Kennzeichnung (xxx) der 
Altlastenfläche (B) entfernt. 

Der beigefügte Planentwurf (Bearbeitungsstand: 24. Januar 2019) ent-
hält die vorgenannten Ergänzungen und Änderungen. 

Die städtische Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwick-
lung, Energie und Landwirtschaft hat empfohlen, den vorgenannten 
Planänderungen beziehungsweise Ergänzungen zuzustimmen. 

7.2 Anpassungen beziehungsweise Ergänzungen der Begründung 

Aufgrund der vorgenannten Planänderungen beziehungsweise 
Ergänzungen und weiterer Hinweise im Rahmen der Behörden-
beteiligung wurde die Begründung entsprechend überarbeitet 
und unter folgenden Gliederungspunkten modifiziert: 

• Die Begründung wurde unter C) 6. Sonstige Festsetzungen 
ergänzt durch eine Erläuterung der hinzugefügten Textlichen 
Festsetzung Nummer 9. 

• Unter D) Lärm wurden im dritten und vierten Absatz Ergän-
zungen und Erläuterungen bezüglich der Textlichen Festset-
zung Nummer 7. im Hinblick auf Schallschutzmaßnahmen 
zur Minderung des Straßenverkehrs- und des Gewerbelärms 
vorgenommen. 

• Unter D) Altlasten wurde der dritte Absatz bezüglich der Flä-
che (B) gestrichen, da die Fläche zwischenzeitlich saniert 
wurde und im fünften Absatz wurden Ergänzungen vorge-
nommen. 

• Unter D) Altlasten wurde am Ende die Nachrichtliche Über-
nahme im Zusammenhang mit der Zustimmung beziehungs-
weise Genehmigung der Luftfahrtbehörde aufgenommen 
beziehungsweise erläutert. 

• Der Text unter E) 2. zur Gender-Prüfung wurde präzisiert. 

Die Begründung (Bearbeitungsstand: 24. Januar 2019) enthält die vor-
genannten Änderungen. 

Die städtische Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwick-
lung, Energie und Landwirtschaft hat empfohlen, der angepassten be-
ziehungsweise ergänzten Begründung (Bearbeitungsstand: 24. 
Januar 2019) zuzustimmen. 
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Durch diese nach der ersten öffentlichen Auslegung erfolgten Planän-
derungen ist eine zweite öffentliche Auslegung des Planentwurfes er-
forderlich geworden. 

8. Zweite Öffentliche Auslegung nach § 4a Absatz 3 BauGB in Verbin-
dung mit § 3 Absatz 2 BauGB und gleichzeitige erneute Beteiligung 
der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 
BauGB  

Die zweite öffentliche Auslegung gemäß § 4a Absatz 3 BauGB in Ver-
bindung mit § 3 Absatz 2 BauGB und die erneute Anhörung der zu-
ständigen Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
einschließlich des Beirates Neustadt/Woltmershausen gemäß § 4 Ab-
satz 2 BauGB zu den nach der ersten Auslegung geänderten Teilen 
sind für den Bebauungsplan 2430 gleichzeitig durchgeführt worden (§ 
13a Absatz 2 Nummer 1 BauGB in Verbindung mit § 4a Absatz 2 
BauGB). 

Die städtische Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwick-
lung, Energie und Landwirtschaft hat am 21. März 2019 beschlossen, 
den Entwurf zum Bebauungsplan 2430 mit Begründung erneut öffent-
lich auszulegen, dass Stellungnahmen nur zu den geänderten oder er-
gänzten Teilen abgegeben werden können, und dass die Dauer der 
Auslegung und die Frist zur Stellungnahme auf zwei Wochen verkürzt 
wird.  

Der Planentwurf mit Begründung hat vom 9. April 2019 bis 26. April 
2019 gemäß § 3 Absatz 2 BauGB beim Senator für Umwelt, Bau und 
Verkehr öffentlich ausgelegen. Zugleich hat Gelegenheit bestanden, 
vom Entwurf des Planes mit Begründung im Ortsamt Neustadt/Wolt-
mershausen Kenntnis zu nehmen.  

Die bei der Aufstellung des Bebauungsplanentwurfes 2430 bezie-
hungsweise im Rahmen der ersten öffentlichen Auslegung beteiligten 
Träger öffentlicher Belange sind über den geänderten Planentwurf 
einschließlich Begründung sowie über die zweite öffentliche Ausle-
gung unterrichtet worden. 

9. Ergebnis der zweiten öffentlichen Auslegung/erneuten Trägeranhö-
rung 

9.1 Ergebnis der erneuten Unterrichtung der Behörden und sonsti-
gen Träger öffentlicher Belange  

Einige Behörden und Träger öffentlicher Belange haben erneut 
Hinweise vorgetragen, die zu geringfügigen redaktionellen An-
passungen/Ergänzungen des Planentwurfs und der Begründung 
geführt haben. Auf den Gliederungspunkt 11. dieses Berichts 
wird verwiesen. Nach Klärung bestimmter Fragen haben die üb-
rigen Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gegen 
die Planung keine Einwendungen erhoben. 

10. Ergebnis der Öffentlichkeitsbeteiligung/zweiten öffentlichen Ausle-
gung 

Anlässlich der zweiten öffentlichen Auslegung sind keine Stellung-
nahmen aus der Öffentlichkeit eingegangen. 

11. Änderungen beziehungsweise Ergänzungen des Planentwurfes und 
der Begründung nach der zweiten öffentlichen Auslegung 

Nach der zweiten öffentlichen Auslegung und der gleichzeitig durch-
geführten erneuten Behördenbeteiligung sind der Planentwurf und 
die Begründung überarbeitet und ergänzt worden. 
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11.1 Änderungen beziehungsweise Ergänzungen des Planentwurfes 

Der Planentwurf ist infolge von Hinweisen im Rahmen der Behör-
denbeteiligung wie folgt geändert beziehungsweise angepasst 
worden: 

• Die Textliche Festsetzung Nummer 7. wurde im Hinblick auf 
Schallschutzmaßnahme zur Minderung des Straßenverkehrs- 
und des Gewerbelärms geändert. Im 2. Satz wurde der Klam-
merzusatz „(bei geschlossenem Fenster)“ ergänzt und es 
wurde der dritte Satz („Bei Gebäuden, die im Mischgebiet MI 
errichtet werden, ist aus Gründen des Schallschutzes zu ge-
währleisten, dass in Schlaf- und Kinderzimmern nachts bei 
Außenpegeln > 45 und ≤ 50 dB(A) „am Ohr des Schlafenden“ 
bei freier Belüftung (gekipptes Fenster) nicht überschritten 
wird.“) so korrigiert, wie er original gemeint war. Diese Kor-
rektur ist insofern als nur redaktionell einzustufen, als im glei-
chen Abschnitt festgestellt wird, dass nachts im Mischgebiet 
MI der Lärmpegel von 50 dB(A) nicht überschritten wird, da 
keine gewerblichen Aktivitäten stattfinden und der Ver-
kehrslärm diesen Wert nicht überschreitet.  

Der beigefügte Planentwurf (Bearbeitungsstand: 16. Juli 2019) 
enthält die vorgenannten Ergänzungen und Änderungen. 

Die städtische Deputation für Mobilität, Bau und Stadtentwick-
lung empfiehlt, den vorgenannten Planänderungen beziehungs-
weise Ergänzungen zuzustimmen. 

11.2 Anpassungen beziehungsweise Ergänzungen der Begründung 

Aufgrund der vorgenannten Planänderungen beziehungsweise 
Ergänzungen und weiterer Hinweise im Rahmen der Behörden-
beteiligung wurde die Begründung entsprechend überarbeitet 
und unter folgenden Gliederungspunkten modifiziert: 

• Unter D) Lärm wurde im dritten Absatz eine präzisierende Er-
gänzung vorgenommen. Demnach beziehen sich die unter-
suchten Immissionsquellen auf Gewerbenutzungen. 

• Unter D) Lärm wurden erklärende Ergänzungen zu den Be-
wertungsgrundlagen (wie die Erwähnung der TA Lärm) ein-
gefügt sowie im sechsten Absatz zur Textlichen Festsetzung 
Nummer 7. die Erläuterung entsprechend der oben genann-
ten Anpassung berichtigt. 

• Unter E) Finanzielle Auswirkungen wurde hinsichtlich einer 
möglichen finanziellen Belastung durch Kampfmittelräu-
mung die Formulierung aktualisiert. 

Die Begründung (Bearbeitungsstand: 16. Juli 2019) enthält die 
vorgenannten Änderungen. 

Die städtische Deputation für Mobilität, Bau und Stadtentwick-
lung empfiehlt, der angepassten beziehungsweise ergänzten Be-
gründung (Bearbeitungsstand: 16. Juli 2019) zuzustimmen. 

12. Absehen von einer weiteren erneuten öffentlichen Auslegung gemäß 
§ 4a Absatz 3 BauGB 

Die Planänderungen nach der zweiten öffentlichen Auslegung sind 
insgesamt von untergeordneter Bedeutung und stellen Randkorrektu-
ren dar, ohne dass wesentliche Veränderungen der Planung bezie-
hungsweise Betroffenheiten entstehen. Durch diese Anpassungen/ 
Ergänzungen des Planentwurfs (siehe Gliederungspunkt 12. dieses 
Berichtes) werden die Grundzüge der Planung nicht berührt.  
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Unter dieser Voraussetzung kann gemäß § 4a Absatz 3 Satz 4 BauGB 
die Einholung der Stellungnahmen auf die von der Änderung oder Er-
gänzung betroffene Öffentlichkeit sowie die berührten Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange beschränkt werden.  

Die vorgenannten Anpassungen/Ergänzungen berücksichtigen die im 
Rahmen der Behördenbeteiligung vorgetragenen Hinweise und wur-
den mit den davon berührten Behörden einvernehmlich abgestimmt. 
Abwägungsrelevante neue Erkenntnisse und Inhalte haben sich 
dadurch nicht ergeben. Auf eine Einholung von weiteren Stellung-
nahmen der Öffentlichkeit kann verzichtet werden, da diese von den 
Planänderungen nicht betroffen ist. Daher wird von einer weiteren er-
neuten öffentlichen Auslegung gemäß § 4a BauGB abgesehen. 

B. Stellungnahme des Beirates

Der Beirat Neustadt hat zu dem Entwurf des Bebauungsplanes 2430 mit
Beschluss vom 7. November 2018 Stellung genommen (siehe Ziffer 5.1 die-
ses Berichtes) und in seiner Sitzung vom 17. April 2019 den geänderten
Planentwurf zur Kenntnis genommen.

Dem Ortsamt Neustadt/Woltmershausen wurde die Deputationsvorlage
gemäß der Richtlinie über die Zusammenarbeit des Senators für Umwelt,
Bau und Verkehr mit den Beiräten und Ortsämtern in der Fassung vom 17.
November 2016 übersandt.

C. Beschluss

Die städtische Deputation für Mobilität, Bau und Stadtentwicklung bittet
den Senat und die Stadtbürgerschaft, den Bebauungsplan 2430 für ein Ge-
biet in Bremen-Neustadt zwischen Buntentorsdeich, beiderseits Am
Dammacker und der Grünverbindung zum Werdersee (Bearbeitungs-
stand: 16. Juli 2019) zu beschließen.

Dr. Maike Schaefer 

(Senatorin) 

Begründung zum Bebauungsplan 2430 für ein Gebiet in Bremen-Neustadt 
zwischen Buntentorsdeich, beiderseits Am Dammacker und der Grünverbin-
dung zum Werdersee 
(Bearbeitungsstand: 16. Juli 2019) 

A. Plangebiet

Das Plangebiet liegt im Stadtteil Neustadt, Ortsteil Huckelriede.

B. Ziele, Zwecke und Erforderlichkeit des Bebauungsplanes

1. Entwicklung und Zustand

Das Plangebiet hat eine Größe von circa 2,4 ha und liegt im Bereich
zwischen dem Buntentorsdeich, der Grünverbindung zum Werdersee
und zu beiden Seiten der Straße Am Dammacker. Im Plangebiet gibt
es neben Reihenhäusern und Geschosswohngebäuden noch sehr ver-
einzelt gewerbliche Nutzungen. Einige Grundstücke liegen brach.

Im Nordwesten grenzt Reihenhausbebauung an das Plangebiet an,
östlich befinden sich hinter dem Grünzug zum Werdersee in einem
Mischgebiet eine Druckerei sowie in einem festgesetzten Gewerbe-
gebiet zwei weitere Gewerbebetriebe für Filter- und Armaturenher-
stellung und Metallverarbeitung. Südlich verläuft die Grünverbin-
dung Buntentorsdeich.

2. Geltendes Planungsrecht

Der Bebauungsplan 1808A, rechtskräftig seit dem 12. April 2006, setzt
für den Planbereich Mischgebiet MI sowie öffentliche Verkehrsfläche
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für die Straße Am Dammacker fest. Es ist abweichende Bauweise mit 
zwei, teils zwei bis drei Geschossen bei einer Grundflächenzahl (GRZ) 
von 0,6 und Gebäudehöhen von elf beziehungsweise 14 Metern fest-
gesetzt. 

Der Flächennutzungsplan Bremen 2025, Bekanntmachung vom 28. 
Februar 2015, stellt für die Flächen im Plangebiet Wohnbauflächen 
dar.  

3. Planungsziele und Erforderlichkeit des Bebauungsplanes 

Die attraktive citynahe Lage mit ihren Anbindungen zum Nahversor-
gungszentrum Buntentorsteinweg und zum Naherholungsgebiet Wer-
dersee sorgt seit Längerem dafür, dass die gewerblichen Nutzungen 
verdrängt und durch Wohnungsneubauten ersetzt werden. Die Er-
reichbarkeit des Gebietes ist für Gewerbenutzungen eher umständ-
lich und ungünstig, für Wohnen aber gut, da ruhig und von den 
größeren Verkehrsadern abgesetzt. So wurde in den letzten Jahren 
auf vielen der vormaligen Gewerbegrundstücke Wohnraum herge-
stellt, sowohl in Reihenhäusern als auch in Geschosswohnungsbau-
ten. Auf den verbliebenen Grundstücken wird ebenfalls der Bau von 
Wohnungen angestrebt. Da aber im zurzeit festgesetzten Mischgebiet 
eine so weitgehende Wohnnutzung vom bestehenden Planungsrecht 
nicht abgedeckt ist, soll neues Planungsrecht geschaffen werden. 

Um die vorgenannten Ziele zu erreichen, wird ein Bebauungsplan 
nach § 13a BauGB aufgestellt. Es handelt sich um einen Plan der In-
nenentwicklung, mit dem durch Nachverdichtung ein sparsamer Um-
gang mit Grund und Boden erreicht werden kann. Ein Bereich 
innerhalb der bestehenden Siedlungsstruktur soll städtebaulich für 
weitere Wohnnutzungen fortentwickelt werden. 

C. Planinhalt 

1. Art der baulichen Nutzung 

Im überwiegenden Teil des Plangebietes wird allgemeines Wohnge-
biet (WA) festgesetzt. Diese Festsetzung dient dem Ziel, die bereits 
entstandene Wohnbebauung abzusichern sowie auch für die restli-
chen Grundstücke Wohnnutzung zu ermöglichen. Durch die Lage am 
Werdersee und die Nähe zur Innenstadt ergibt sich an dieser Stelle 
eine hohe Nachfrage nach Wohnraum, der mit diesem Bebauungsplan 
Rechnung getragen werden soll. Die wenigen im Planbereich zurzeit 
noch vorhandenen und baurechtlich genehmigten gewerblichen 
Strukturen werden als nicht störendes Gewerbe und als mit der Aus-
weisung Allgemeines Wohngebiet WA vereinbar eingestuft. Dies be-
zieht sich auf das Grundstück Am Dammacker 21, wo sich in einer 
älteren Halle drei kleinere Handwerksbetriebe befinden, die nur noch 
sehr eingeschränkt betrieben werden, sowie auf das Grundstück Am 
Dammacker 18c, auf dem sich noch ein Betrieb zum Verkauf von 
Fenstern und Türen befindet, mit Verkaufsraum zur Straße Am 
Dammacker. Dieser Betrieb ist Ende 2018 an einen anderen Standort 
verlagert worden.  

Ein Grundstücksstreifen entlang der südöstlichen Geltungsbereichs-
grenze, in dem sich auch der Betrieb für den Verkauf von Fenstern 
und Türen befindet, wird weiterhin als Mischgebiet (MI) festgesetzt. 
Damit wird einerseits ein nachfolgender mischgebietsverträglicher 
Betrieb planungsrechtlich gesichert, andererseits das Wohngebiet im 
Westen vom außerhalb des Plangebietes gelegenen Gewerbegebiet 
im Osten abgeschirmt. In diesem festgesetzten Gewerbegebiet, auf 
der östlichen Seite von Am Dammacker und außerhalb des Plangebie-
tes, befindet sich ein Betrieb zur Herstellung von Filtern und Armatu-
ren (Bebauungsplan 1808B). Dahinter befindet sich ein metall-
verarbeitender Betrieb. 
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Eine lärmtechnische Untersuchung des Büros T&H Ingenieure 
„Schalltechnische Untersuchung für die Aufstellung des BP-Nummer 
2430 ‚Am Dammacker‘ in Bremen Huckelriede“ vom 1. Februar 2018 
hat ergeben, dass tagsüber im südöstlichsten Teil des Plangebietes 
durch Gewerbelärm bis zu 61 dB(A) erreicht werden. Damit wird für 
das dort festgesetzte Mischgebiet der zulässige Immissionsrichtwert 
von tags 60 dB(A) um bis zu 1 dB(A) überschritten, was nach TA Lärm 
beim Einwirken mehrerer Betriebe auf einen Immissionsort zulässig 
ist. Somit sind wesentliche Einschränkungen des vorhandenen Ge-
werbes nicht zu erwarten. Für die betroffenen Grundstücke bestehen 
auf der lärmabgewandten Seite ruhigere Bereiche. Unter Berücksich-
tigung der vorhandenen Gemengelagensituation östlich des Plange-
bietes wird eine Überschreitung um bis zu 1 dB(A) in diesem Teil-
bereich für zumutbar angesehen.  

Nachts werden die Immissionsrichtwerte für MI wie auch für WA nicht 
überschritten. 

Um insgesamt ein gesundes Wohnen zu ermöglichen, soll mit der 
Textlichen Festsetzung Nummer 7. sichergestellt werden, dass im WA 
und auch im MI durch geeignete Schallschutzmaßnahmen wie schall-
gedämpfte Laibungen und so weiter in den Aufenthaltsräumen der 
Wohnungen ein Innenraumpegel von nachts 30 dB(A) bei freier Belüf-
tung und tagsüber 35 dB(A) nicht überschritten wird. 

Im Mischgebiet soll zumindest das Erdgeschoss frei von Wohnnutzun-
gen sein, die übrigen Geschosse können als Wohnraum genutzt wer-
den. So sollen im Mischgebiet in den Hauptbaukörpern Nutzungen 
wie Wohnungen und Stellplätze für Kraftfahrzeuge im Erdgeschoss 
nicht zulässig sein (Textliche Festsetzung Nummer 2.). 

Um im Mischgebiet nur gebietsverträgliche gewerbliche Nutzungen 
zu ermöglichen, sollen Tankstellen und Vergnügungsstätten ausge-
schlossen werden (Textliche Festsetzung Nummer 3.). Damit werden 
zusätzliche Verkehre im Gebiet vermieden, die sich störend auf die 
Wohnnutzung auswirken würden. Vergnügungsstätten und Tankstel-
len sollen eher in städtischeren Bereichen wie am Buntentorsteinweg 
angesiedelt sein, wo sie auch zulässig sind. 

Die in dem gegenüberliegenden Gewerbegebiet, außerhalb des Gel-
tungsbereiches dieses Bebauungsplans, gelegenen Betriebe unterla-
gen bereits vor Aufstellung dieses Bebauungsplanes einem Rück-
sichtnahmegebot; es können die in Gewerbegebieten zulässigen 
Lärmwerte nur in dem Maße ausgenutzt werden, wie das benachbarte 
Mischgebiet dadurch nicht beeinträchtigt wird. Dieser Tatbestand be-
steht weiterhin. Das hinter der Mischgebietszone gelegene Allge-
meine Wohngebiet wird durch die Mischgebietsbebauung vom 
Gewerbegebiet separiert. 

2. Maß der baulichen Nutzung  

Es wird eine Grundflächenzahl (GRZ) von 0,4 sowie eine Geschossflä-
chenzahl (GFZ) von 1,2 als Höchstgrenze festgesetzt. So wird gewähr-
leistet, dass trotz sehr unterschiedlich großer Grundstücke die Dichte 
der Bebauung angemessen bleibt. 

In der Südhälfte des Bebauungsplanes, entlang der Grünverbindung 
vom Werdersee zum Dammacker sowie im südöstlichen Bereich zwi-
schen Buntentorsdeich und Am Dammacker, einschließlich des 
Mischgebietes, werden drei Vollgeschosse und eine maximale Ge-
bäudehöhe von 14 m festgesetzt. Damit kann die bereits im Gebiet be-
stehende dreigeschossige Wohnbebauung fortgesetzt und eine gute 
Ausnutzung der Flächen gewährleistet werden. Im übrigen Geltungs-
bereich sollen zwei Vollgeschosse als Höchstmaß und eine maximale 
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Gebäudehöhe von 11 m festgesetzt werden, analog zu den angren-
zenden Siedlungsbereichen. 

Insgesamt wird eine den unterschiedlichen Grundstücksverhältnissen 
angepasste Bebauung mit ausreichenden Freiräumen und eine an der 
Umgebung orientierte Ausnutzbarkeit der Grundstücke angestrebt. 
Die festgesetzten Höhen der baulichen Anlagen orientieren sich an 
den vorhandenen Wohnbaustrukturen in der Nachbarschaft, wie sie 
auch schon im Bebauungsplan 1808A festgesetzt sind. 

Die GRZ von 0,4 bleibt hinter der im Bebauungsplan 1808A zuvor gel-
tenden GRZ von 0,6 zurück, womit der veränderten Art der Nutzung 
Rechnung getragen wird. In zwei Bereichen wird die Geschossigkeit 
von zwei auf drei Geschosse angehoben, um damit die bauliche Aus-
nutzbarkeit, auch bei niedrigerer GRZ, auszugleichen. In den anderen 
Bereichen ist bereits weitgehend eine Wohnbebauung realisiert wor-
den, die eine GRZ von 0,4 oder darunter aufweist.  

3. Bauweise, Baugrenzen 

Die geschlossene Bauweise der nördlichsten Bauzeile entspricht den 
Festsetzungen für die Wohnbebauung in der direkten nördlich an-
grenzenden Nachbarschaft und sichert die dort bereits entstandene 
Reihenhauszeile planungsrechtlich ab. 

Ein Bereich im Osten, zwischen Am Dammacker und Grünverbindung 
zum Werdersee, soll in offener Bauweise bebaut werden. Hier sollen 
Wohngebäude ähnlich denen nördlich des Geltungsbereiches entlang 
der Grünverbindung zum Werdersee realisiert werden können. 

Für die übrigen Bereiche wird abweichende Bauweise festgesetzt, um 
die bereits bestehenden vielfältigen Baustrukturen planungsrechtlich 
abzusichern und Ergänzungen entsprechend möglich zu machen. Fast 
alle Grundstücke sind in der jüngeren Vergangenheit mit Wohnbau-
ten bebaut worden, die auf bestehenden sehr unterschiedlichen 
Grundstücksparzellen platziert wurden. Nur die abweichende Bau-
weise kann diese Strukturen planungsrechtlich absichern. In der ab-
weichenden Bauweise gilt die offene Bauweise mit der Maßgabe, dass 
an eine Grundstücksgrenze angebaut werden kann, ohne dass der 
Nachbar ebenfalls an die Grundstücksgrenze anbauen muss (Textli-
che Festsetzung Nummer 4.). Zudem können in den Gebieten mit ab-
weichender Bauweise die Gebäudelängen 50 m überschreiten.  

Die Baugrenzen wurden weitgehend aus dem Bebauungsplan 1808A 
übernommen. Nur vereinzelt gibt es Anpassungen an die heutige Si-
tuation. 

4. Verkehrsflächen 

Die Straße Am Dammacker stellt die Erschließungsstraße dar und ist 
als Öffentliche Verkehrsfläche festgesetzt. 

5. Nebenanlagen, Stellplätze und Garagen 

Nebenanlagen, Garagen (und Carports) sowie Stellplätze sind nur in-
nerhalb der Bauzonen zulässig. Damit soll gewährleistet werden, dass 
die Randbereiche der Grundstücke zum Beispiel für eine Eingrünung 
zur Verfügung stehen (Textliche Festsetzung Nummer 5.). 

6. Sonstige Festsetzungen 

Für einen bestehenden und befahrbaren Weg wird ein Geh-, Fahr- 
und Leitungsrecht zugunsten der Stadtgemeinde Bremen, der Lei-
tungsträger und der Anlieger festgesetzt. Dieser Weg erschließt rück-
wärtig gelegene Wohnbebauung und ist privat. 

In der Textlichen Festsetzung Nummer 9. wird auf Grundlage von § 
86 Absatz 1 Nummer 5 BremLBO festgesetzt, dass Einfriedigungen 
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von Baugrundstücken nur als Hecken aus standortgerechten heimi-
schen Gehölzen zulässig sind. Zäune sind nur zulässig in Verbindung 
mit Hecken und müssen von diesen zu den öffentlichen Verkehrsflä-
chen hin verdeckt sein. 

7.  Maßnahmen für die Nutzung erneuerbarer Energien 

Es wird ein reduzierter Energiebedarf durch Energieeinsparung an-
gestrebt. Dies kann durch die Verwendung erneuerbarer Energien 
(zum Beispiel thermische Solarenergie) bewirkt werden. Um hierfür 
die Voraussetzung zu schaffen, bestimmt die textliche Festsetzung 
Nummer 6., dass bei der Errichtung der Gebäude die tragende Kon-
struktion der Dachfläche statisch so auszubilden und die erforderliche 
Bautechnik (zum Beispiel Leerrohre, Lage der Technikanschlüsse) so 
auszugestalten ist, dass die Errichtung von Anlagen zur Nutzung der 
Solarenergie auch nachträglich möglich ist. 

8. Altlasten/schädliche Bodenveränderungen 

Für das Plangebiet wurde eine historische Recherche mit technischen 
Untersuchungen durchgeführt. Für gesundheitsschädliche Belastun-
gen in Boden und Grundwasser haben sich Hinweise ergeben. 

Um auf belasteten Flächen Wohnungsbau realisieren zu können, sind 
diese dafür vorzubereiten. Die Textliche Festsetzung Nummer 8. setzt 
fest, dass die beabsichtigten Nutzungen im Bereich der mit xxx ge-
kennzeichneten Flächen nur zulässig sind, wenn mittels geeigneter 
technischer Vorkehrungen (zum Beispiel Bodenaustausch oder Her-
stellung einer Deckschicht beziehungsweise Versiegelung) dauerhaft 
sichergestellt wird, dass ein Kontakt mit umweltgefährdenden Stoffen 
im Boden ausgeschlossen ist. 

Weiteres siehe unter D) Umweltbelange. 

D. Umweltbelange 

Bei der vorliegenden Planung liegen die Voraussetzungen zur Anwen-
dung des § 13a BauGB (Bebauungsplan der Innenentwicklung) vor, da  

• die festgesetzte maximal bebaubare Grundfläche gemäß § 19 Absatz 2 
Baunutzungsverordnung von circa 16 000 m² unter dem Schwellenwert 
von 20 000 m² zulässiger Grundfläche gemäß § 13a Absatz 1 Nummer 
1 Baugesetzbuch liegt, 

• der Bebauungsplan 2430 keine Vorhaben zulässt, die einer Pflicht zur 
Durchführung einer gesetzlichen Umweltverträglichkeitsprüfung un-
terliegen, 

• keine Anhaltspunkte bestehen, dass Gebiete von gemeinschaftlicher 
Bedeutung oder Europäische Vogelschutzgebiete beeinträchtigt sind 
(§ 1 Absatz 6 Nummer 7 Buchstabe b BauGB) und 

• das Plangebiet weitab von Störfallbetrieben liegt (§ 13a Absatz 1 Satz 
5 BauGB neuer Fassung; hierauf wird hingewiesen, obwohl das Ver-
fahren noch nach den Vorschriften geführt wird, die vor der Novelle 
des BauGB im Mai 2017 galten). 

Von einer Umweltprüfung gemäß § 2 Absatz 4 BauGB wird daher abgese-
hen. 

Die Belange des Umweltschutzes nach § 1 Absatz 6 Nummer 7 BauGB und 
nach § 1 a BauGB sowie die abwägungsrelevanten Umweltauswirkungen, 
die sich durch die Planung ergeben, werden mit ihren entsprechenden 
Wirkungsfeldern betrachtet und bewertet: 

Lärm  

Die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhält-
nisse sowie umweltbezogene Auswirkungen auf den Menschen und seine 
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Gesundheit sowie die Bevölkerung sind gemäß § 1 BauGB bei der Aufstel-
lung der Bauleitpläne insbesondere zu berücksichtigen. Nach dem Bun-
des-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) ist bei der Planung sicherzu-
stellen, dass schädliche Umwelteinwirkungen durch Lärm auf Wohn- und 
sonstige schutzbedürftige Gebiete soweit wie möglich vermieden werden. 

Bei der Beurteilung der schalltechnischen Situation sind für die städtebau-
liche Planung sowohl die Orientierungswerte der DIN 18005 „Schallschutz 
im Städtebau“ als auch die Immissionsrichtwerte der TA Lärm/1/ maßgeb-
lich (im Allgemeinen Wohngebiet tagsüber 55 dB(A), nachts 45/40 dB(A) 
nach DIN 18005 und nach TA Lärm 55 dB(A) tags und 40 dB(A) nachts). 
Der niedrigere Nachtwert soll für Industrie-, Gewerbe- und Freizeitlärm 
sowie für Geräusche von vergleichbaren öffentlichen Betrieben gelten; der 
höhere Nachtwert ist entsprechend für den Einfluss von Verkehrslärm zu 
berücksichtigen. 

Eine Quelle für Lärm ist der in 1 200 bis 2 500 m Entfernung gelegene 
Flughafen mit seinem Flugbetrieb. Das Plangebiet liegt aber außerhalb der 
Lärmschutzbereiche des Flughafens Bremen. 

Für den Planbereich wurde am 1. Februar 2018 eine schalltechnische Un-
tersuchung vom Büro T&H Ingenieure GmbH, Bremen, erstellt, deren 
maßgebliche Berechnungen auf der Grundlage der Immissionsrichtwerte 
der TA Lärm/1/ erfolgten. Darin wurden sowohl die gewerblichen Immis-
sionsquellen innerhalb des Geltungsbereiches als auch die auf diese Flä-
chen einwirkenden Immissionen benachbarter Betriebe außerhalb des 
Planbereichs BP 2430 untersucht. 

Das benachbarte Gewerbegebiet hat Auswirkungen auf das Plangebiet. 
Demnach werden für den südöstlichen Bereich des Geltungsbereiches Im-
missionswerte von 55 dB(A) tags berechnet. Im südöstlichen Ende des Gel-
tungsbereiches gibt es eine kleine Teilfläche, wo mit 61 dB(A) der 
zulässige Immissionsrichtwert von 55 dB(A) der TA Lärm sowie der Immis-
sionsorientierungswert der DIN 18005 von 55 dB(A) für Allgemeine Wohn-
gebiete um bis zu 6 dB(A) überschritten wird. Nachts ist hier mit 
Straßenverkehrslärm von 45 bis zu 50 dB(A) zu rechnen. Die Festsetzung 
eines Bereiches als Mischgebiet an dieser Stelle dient einerseits der Siche-
rung des vor Ort befindlichen Betriebs, andererseits ergibt sich damit ein 
zulässiger Immissionsrichtwert von 60 dB(A) nach der TA Lärm/1/ für 
Mischgebiete, der hier also um 1 dB(A) überschritten ist; mit Blick auf die 
DIN 18005 ist hier ebenfalls der für Mischgebiete geltende Immissionsori-
entierungswert von 60 dB(A) um 1 dB(A) überschritten. Diese geringfügige 
Überschreitung ist laut vorgenannter gutachterlicher Expertise nach TA 
Lärm/1/jedoch beim Einwirken mehrerer Betriebe auf einen Immissionsort 
zulässig.  

Diese gutachterliche Stellungnahme wird bei der Ermittlung des Abwä-
gungsmaterials nach § 2 Absatz 3 BauGB und bei der Abwägung nach § 1 
Absatz 7 BauGB durch die planende Stadtgemeinde ausdrücklich berück-
sichtigt.  

Die textliche Festsetzung Nummer 7. dient in diesem Zusammenhang der 
Sicherung gesunder Wohnverhältnisse im Plangebiet. Daher wird durch 
geeignete Schallschutzmaßnahmen gewährleistet, dass in den Aufent-
haltsräumen der Wohnungen ein Innenraumpegel (bei geschlossenem 
Fenster) von tagsüber 35 dB(A) nicht überschritten wird. Bei Gebäuden, 
die im Mischgebiet MI errichtet werden, ist aus Gründen des Schallschut-
zes zu gewährleisten, dass in Schlaf- und Kinderzimmern nachts bei Au-
ßenpegeln größer 45 und kleiner/gleich 50 dB(A) „am Ohr des 
Schlafenden“ bei freier Belüftung (gekipptes Fenster) 30 dB(A) nicht über-
schritten werden. 
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Für hausnahe Freibereiche (zum Beispiel Terrassen, Balkone, Loggien) im 
Mischgebiet MI ist durch bauliche Ausbildung (Gebäudestellung, Grund-
rissgestaltung, lärmabsorbierende Materialien oder in ihrer Wirkung ver-
gleichbare Maßnahmen) sicherzustellen, dass ein Lärmwert von 55 dB(A) 
tags eingehalten wird. 

Altlasten 

Für das Plangebiet wurde eine historische Recherche mit technischen Un-
tersuchungen durchgeführt. 

Demnach sind einige Flächen im Plangebiet durch Altlasten im Boden be-
lastet. Diese Flächen sind einzeln gekennzeichnet. Unter Kenntlichma-
chung sind die Belastungen im Bebauungsplan aufgeführt. 

Die Festsetzung Nummer 8. knüpft die Zulässigkeit von Vorhaben an eine 
Sanierung der Bodenbelastungen. 

Im Bereich der durch xxx gekennzeichneten Fläche (A) ist der Boden bis 
zu einer Tiefe von 0 bis 0,2 m mit umweltrelevanten Schadstoffen, insbe-
sondere Blei und Cadmium verunreinigt. 

Die Prüfwerte der Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung 
(BBodSchV) für den Parameter Blei für Kinderspielflächen und Wohnnut-
zung sind überschritten. Der Prüfwert der Bundes-Bodenschutz- und Alt-
lastenverordnung (BBodSchV) für den Parameter Cadmium für Flächen, 
die sowohl als Aufenthaltsbereiche für Kinder als auch für den Anbau von 
Nutzpflanzen dienen, ist überschritten. Die Bodenverunreinigungen sind 
augenscheinlich durch Auffüllungen verursacht. 

Im Bereich der durch xxx gekennzeichneten Fläche (C) ist der Boden bis 
zu einer Tiefe von 0,1 bis 1,1 m mit umweltrelevanten Schadstoffen, insbe-
sondere Blei und Benzo(a)pyren, verunreinigt. 

Die Prüfwerte der Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung 
(BBodSchV) für den Parameter Blei für Kinderspielflächen und Wohnnut-
zung sind überschritten. Der Prüfwert der Bundes-Bodenschutz- und Alt-
lastenverordnung (BBodSchV) für den Parameter Benzo(a)pyren für 
Kinderspielflächen und Wohnnutzung ist ebenfalls überschritten. Die Bo-
denverunreinigungen sind augenscheinlich durch Auffüllungen verur-
sacht. 

Im Bereich der durch xxx gekennzeichneten Fläche (D) ist der Boden bis 
zu einer Tiefe von 0 bis 0,3 m mit umweltrelevanten Schadstoffen, insbe-
sondere Blei und Benzo(a)pyren verunreinigt. 

Die Prüfwerte der Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung 
(BBodSchV) für den Parameter Blei und Benzo(a)pyren für Kinderspielflä-
chen und Wohnnutzung und teilweise auch für Park- und Freizeitnutzung 
sind überschritten. Die Bodenverunreinigungen sind augenscheinlich 
durch Auffüllungen verursacht. 

Eine ehemals auch belastete Fläche (B) ist während des Planverfahrens 
bereits saniert worden, sodass deren Kennzeichnung entfallen konnte. 

Boden/Grundwasser 

Für eine Beeinträchtigung des Grundwassers haben sich keine Hinweise 
ergeben. 

Grünstrukturen, Bäume 

Innerhalb des Geltungsbereiches befinden sich keine nennenswerten 
Grünstrukturen oder Bäume. Der auf das Gebiet einwirkende Baumbe-
stand steht an der Wegeverbindung zwischen Am Dammacker und dem 
Werdersee östlich des Planbereiches sowie südlich entlang der Wegever-
bindung Buntentorsdeich. Für die vereinzelten Bäume im Gebiet ist die 
Baumschutzverordnung maßgeblich. 
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Kampfmittel 

Die Auswertung der Luftbilder ergab, dass dort mit Kampfmitteln gerech-
net werden muss. Vor Realisierung der Planung ist daher in Zusammenar-
beit mit den zuständigen Stellen eine Sondierung und Beseitigung der 
Kampfmittel sicherzustellen. Zur Sicherstellung, dass dies beachtet wird, 
erfolgt die Aufnahme eines entsprechenden Hinweises in den Bebauungs-
plan.  

Sonstige Umweltbelange 

Die sonstigen, unter anderem in § 1 Absatz 6 Nummer 7 und in § 1a Ab-
sätze 3 und 4 BauGB genannten Umweltbelange werden von der Planung 
nicht betroffen. 

Nachrichtliche Übernahmen 

Bei Überschreitung der Höhe von 28,2 m über NHN durch bauliche Anla-
gen oder Teile solcher sowie durch alle anderen Hindernisse ist die Zu-
stimmung beziehungsweise Genehmigung der Luftfahrtbehörde gemäß § 
12 beziehungsweise § 15 des LuftVG einzuholen. 

E. Finanzielle Auswirkungen/Gender-Prüfung 

1. Finanzielle Auswirkungen 

Die Flächen im Plangebiet sind weitgehend privat. Die Erschließungs-
straße ist hergestellt. Wegen einer möglichen Kampfmittelbeseitigung 
ist weiterhin nicht auszuschließen, dass der Stadtgemeinde Bremen 
Kosten entstehen könnten. 

Die erforderlichen Mittel werden – soweit Dritte nicht zur vollständi-
gen Refinanzierung der Kosten herangezogen werden können – durch 
Prioritätensetzung innerhalb der gemäß Finanzplanung 2017/2021 
bereits beschlossenen Orientierungswerte des Produktplanes Um-
welt, Bau und Verkehr (PPL 68) für die Jahre 2020/2021 dargestellt.  

2. Gender-Prüfung 

Im Zuge der Aufstellung des Bebauungsplanes 2430 sind mögliche 
unterschiedliche Auswirkungen auf Frauen, Männer und Diverse be-
trachtet worden. Der Bebauungsplan setzt ein allgemeines Wohnge-
biet sowie ein Mischgebiet mit Einschränkungen fest, ohne spezifi-
sche Nachfragegruppen zu bedienen. Frauen, Männer, Diverse sowie 
insbesondere Familien haben gleichermaßen Zugang zu den Baumö-
glichkeiten beziehungsweise dem Wohnangebot im Planbereich.  
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